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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Titels IV der Gewerbeordnung 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel I 

Die Gewerbeordnung wird wie folgt geändert: 

1. § 65 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Zahl, Zeit, Dauer und Platz der Messen, 
Jahr- und Wochenmärkte werden von der zu- 
ständigen Behörde festgesetzt; in dringenden 
Fällen kann die untere Verwaltungsbehörde 
vorübergehend Abweichungen von der Fest- 
setzung der Zeit, der Dauer und des Platzes zu- 
lassen. Der Marktberechtigte ist verpflichtet, den 
Markt nach Maßgabe der Festsetzung abzuhal- 
ten." 

2. § 65 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Die Landesregierungen können 

1. die für die Festsetzung nach Absatz 1 
Satz 1 zuständigen Behörden bestim- 
men und 

2. bestimmen, daß der Platz des Marktes 
abweichend von Absatz 1 Satz 1 in 
der Marktordnung (§ 69) festgesetzt 
wird. 

Die Landesregierungen können diese Befugnisse 
auf oberste Landesbehörden mit der Befugnis 
zur Weiterübertragung auf nachgeordnete Be- 
hörden übertragen." 

3. § 66 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Landesregierungen können zur Anpas- 
sung des Wochenmarktverkehrs an die wirt- 
schaftliche Entwicklung und an die örtlichen 
Bedürfnisse der Verbraucher über Absatz 1 hin- 
aus für bestimmte Waren des täglichen Bedarfs 
durch Rechtsverordnung vorschreiben, daß diese 
auf allen oder bestimmten Wochenmärkten zu 
den Gegenständen des Wochenmarktes gehören. 


Diese Ermächtigung kann durch Rechtsverord- 
nung auf oberste Landesbehörden mit der Befug- 
nis zur Weiterübertragung auf nachgeordnete 
Behörden übertragen werden." 

4. § 70 Abs. 1 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Soweit Anordnungen nicht bestehen, finden 
die §§ 65, 68 und 69 Anwendung." 

Artikel II 

(1) Sind Märkte vor dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes ohne nähere Bestimmung des Platzes fest- 
gesetzt worden, so gelten sie für den Platz als fest- 
gesetzt, an dem sie letztmals vor Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes regelmäßig abgehalten wurden. 

(2) Auf Grund des § 66 Abs. 2 erlassene Bestim- 
mungen gelten weiter, solange und soweit von der 
Ermächtigung auf Grund des § 66 Abs. 2 in der Fas- 
sung dieses Gesetzes kein Gebrauch gemacht wird. 

Artikel III 

Soweit in Gesetzen oder Verordnungen auf Vor- 
schriften der Gewerbeordnung Bezug genommen 
wird, die durch dieses Gesetz aufgehoben oder 
geändert werden, beziehen sich die Verweisungen 
auf die entsprechenden Vorschriften dieses Geset- 
zes. 

Artikel IV 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel V 

Dieses Gesetz tritt mit dem Ablauf eines Monats 
nach dem Tage der Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


Das Marktrecht in Titel IV der Gewerbeordnung, 
das Marktfreiheit auf behördlich festgesetzten Mes- 
sen, Jahr- und Wochenmärkten gewährt, ist seit 
dem Erlaß der Gewerbeordnung vom 21. Juni 1868 
im wesentlichen unverändert geblieben. Dagegen 
haben sich die wirtschaftlichen Verhältnisse im 
Marktwesen mit der fortschreitenden Industrialisie- 
rung grundlegend gewandelt. Um dem Marktwesen 
in der industriellen Massengesellschaft und seinen 
neuen Marktformen gerecht werden zu können, 
sieht sich die Praxis vielfach gezwungen, sich über 
die Vorschriften des geltenden Marktrechts hinweg- 
zusetzen oder sich mit Konstruktionen außerhalb 
des Marktrechts der Gewerbeordnung zu behelfen. 
Dieser Zustand ist auf die Dauer nicht tragbar. Des- 
halb muß der Titel IV der Gewerbeordnung durch 
eine völlige Neufassung den modernen Anforderun- 
gen angepaßt werden. Da aber die Arbeiten an die- 
ser Neufassung insbesondere wegen der komplizier- 
ten Materie des Messe- und Ausstellungswesens und 
der Großmärkte noch längere Zeit in Anspruch neh- 
men werden, soll denjenigen dringenden Anliegen 
auf dem Gebiet des Marktwesens, die schon hin- 
reichend geklärt sind, durch den jetzt vorliegenden 
Entwurf eines Gesetzes zur (vorläufigen) Änderung 
des Titels IV der Gewerbeordnung entsprochen wer- 
den. 

Das Änderungsgesetz ist vor allem deshalb not- 
wendig geworden, weil - — von einzelnen Markt- 
formen abgesehen - — die Gefahr besteht, daß der 
Marktverkehr durch ungerechtfertigte Aufhebun- 
gen, Verlegungen und Verkürzungen bestehender 
Märkte über das im Allgemeininteresse und im 
Interesse der Markthändler vertretbare Maß hinaus 
beinträchtigt wird. Ferner haben sich auf vielen 
Wochenmärkten dadurch Unzuträglichkeiten erge- 
ben, daß insbesondere unter den Verhältnissen der 
Nachkriegszeit auf ihnen mit dem Handel von sol- 
chen Waren des täglichen Bedarfs begonnen wurde, 
die nach der Vorschrift des § 66 GewO, wie sie 
durch die neuere höchstrichterliche Rechtssprechung 
ausgelegt wird, nicht Gegenstand des Wochen- 
marktverkehrs sein dürften. Im übrigen sind in 
§ 70 GewO Bestimmungen vorgesehen, die der 
Klarstellung der Rechtslage dienen sollen und in 
Artikel II Übergangsvorschriften, die eine Störung 
des Marktverkehrs durch die Überleitung auf das 
neue Recht verhindern sollen. 

Im einzelnen ist zu dem Entwurf folgendes zu be- 
merken: 

Zu Artikel I 
Zu NummeT 1 

Die Einbeziehung des Marktplatzes in die Festset- 
zung nach § 65 GewO geht davon aus, daß die Fest- 
setzung den Träger des Marktes nicht nur berech- 
tigt, sondern auch verpflichtet, den Markt wie fest- 
gesetzt abzuhalten, eine Verpflichtung, die bei dem 


öffentlichen, nach den Bestimmungen des Titels IV 
festgesetzten und ordnungsmäßig bekanntgemach- 
ten Markt im Interesse aller Beteiligten insbeson- 
dere der Marktbeschicker und Marktbesucher liegt. 
Diese Verpflichtung kann nur dann voll wirken, 
wenn sich die bindende Festsetzung nicht nur auf 
die Marktdaten und die Marktzeit, sondern auch 
auf den Marktplatz erstreckt. Anderenfalls könnte 
der Marktträger den Markt trotz der ihm obliegen- 
den Veranstaltungspflicht dadurch zum Erliegen 
bringen, daß er ihn auf einen Platz verlegt, an dem 
der Markt wegen seiner ungünstigen Lage nicht 
genügend Besucher anzieht und so seinen Zweck 
nicht mehr erfüllen kann. 

In der neueren Rechtsprechung wird zum Teil die 
Auffassung vertreten, für die Entstehung eines 
Marktes sei zusätzlich neben der Festsetzung nach 
§ 65 GewO insbesondere die Festlegung des Platzes 
des Marktes durch eine Marktordnung nach § 69 
GewO erforderlich. Mit der Einbeziehung des 
Marktplatzes in die Festsetzung nach § 65 Absatz 1 
GewO wird demgegenüber klargestellt, daß der 
Bestand des Marktes im Sinne des Titels IV der 
Gewerbeordnung nicht vom Erlaß einer Markt- 
ordnung nach § 69 GewO abhängt. Dadurch wird 
auch dem Umstand Rechnung getragen, daß in der 
Praxis schon bisher viele Märkte als Märkte im 
Sinne des Titels IV der Gewerbeordnung behandelt 
worden sind, obwohl für sie keine Marktordnung 
besteht. Es erscheint aber auf der anderen Seite 
geboten, der zuständigen Stelle die Möglichkeit zu 
geben, die Bestimmung des Platzes in die Markt- 
ordnung zu verweisen (Absatz 3 Nr. 2), da dies in 
einer Reihe von Fällen die sachlich zweckmäßige 
Lösung sein kann. 

Ein Markt wird nicht festgesetzt, ohne daß sich der 
Träger des Marktes und die zuständige Festset- 
zungsbehörde miteinander ins Benehmen setzen. 
Daran ändert die Neufassung des § 65 Abs. 1 GewO 
nichts. Der neu in Absatz 1 eingefügte Satz 2 stellt 
nur entsprechend der in einigen Bundesländern 
bereits auf Grund der bisherigen Fassung des Ge- 
setzes geübten Praxis klar, daß — wenn der Markt 
einmal im Benehmen mit dem Träger des Marktes 
festgesetzt worden ist — diese Festsetzung den 
Träger des Marktes bindet. Alsdann ist die Auf- 
hebung — im Einklang mit der obergerichtlichen 
Rechtsprechung — nur durch einen entsprechenden 
Akt der zuständigen Behörde im Sinne des § 65 
möglich. Ohne einen solchen darf der Träger des 
Marktes den Markt nicht abschaffen oder ausfallen 
lassen und grundsätzlich auch nicht verlegen, ver- 
kürzen oder verlängern. Diese ausdrückliche gesetz- 
liche Klarstellung war notwendig, um die der Ver- 
sorgung der Verbraucher dienenden Märkte im All- 
gemeininteresse zu erhalten. Auch soll sich das 
Marktgewerbe in seiner Terminplanung grundsätz- 
lich darauf verlassen können, daß die im Marktver- 
zeichnis angekündigten Märkte tatsächlich stattfin- 
den. 
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Vor allen Entscheidungen über die Festsetzung und I 
die Aufhebung eines Marktes wird die zuständige 
Behörde der weitreichenden wirtschaftlichen Bedeu- 
tung eines solchen Aktes Rechnung zu tragen haben. 
Diese bedingt z. B. die vorherige Anhörung aller 
wirtschaftlich interessierten Stellen und, je nach 
Lage des Falles, auch die Anhörung von Sachver- 
ständigen usw. Die Festsetzung — wie auch die 
Aufhebung — äußert Wirkungen z. B. für die 
Marktbesucher, die Waren erwerben wollen, für 
die Marktbeschicker und Standinhaber, die Waren 
anbieten, und insbesondere für den Träger des 
Marktes, der die zu seiner Veranstaltung erforder- 
liche Sachgesamtheit bereitstellt. Für ihn gebraucht 
§ 65 Abs. 2 die Bezeichnung „Marktberechtigter 'L 
Da aus Absatz 2 hervorgeht, daß Privilegien im 
Sinne des vor Erlaß der Gewerbeordnung geltenden 
Rechts seitdem nicht mehr verliehen werden, 
erschien es unbedenklich, diese Bezeichnung für 
den Träger eines nach den Vorschriften des 
Titels IV der Gewerbeordnung festgesetzten Mark- 
tes beizubehalten. 

In dringlichen Ausnahmefällen wird es unter Um- 
ständen nicht möglich sein, eine Entscheidung der 
Festsetzungsbehörde termingerecht herbeizuführen. 
Um in solchen Fällen (zum Beispiel bei Überschwem- 
mungskatastrophen) schnell eine vorübergehende 
sachgerechte Regelung zu ermöglichen, sieht der 
zweite Halbsatz des § 65 Abs. 1 Satz 1 die Möglich- 
keit vorübergehender Abweichungen von der Fest- 
setzung der Zeit, der Dauer und des Platzes des 
Marktes vor. Die Zuständigkeit für solche Ent- 
scheidungen soll bei der schnell erreichbaren unte- 
ren Verwaltungsbehörde liegen. 

Zu Nummer 2 

Durch Nummer 1 des neuen Absatzes 3 des § 65 
werden die Landesregierungen zum Erlaß der erfor- 
derlichen Bestimmungen über die behördliche Zu- 
ständigkeit ermächtigt. Hierbei kann auf die in 
den Ländern bestehenden Gemeindeordnungen und 
Zuständigkeitsregelungen Rücksicht genommen wer- 
den. Die Bedeutung der Nummer 2 des Absatzes 3 
ist bereits oben unter Nummer 1 am Ende bei den 
Bemerkungen über die Festsetzung des Platzes des 
Marktes erläutert worden. 

Zu Nummer 3 

Nach § 66 Abs. 2 GewO in seiner gegenwärtigen 
Fassung können zusätzlich zu den Gegenständen 
des § 66 Abs. 1 nach Ortsgewohnheit und Bedürfnis 
weitere Waren als Wochenmarktartikel zugelassen 
werden. Nach der neueren höchstrichterlichen Recht- 
sprechung (Urteil des Bundesverwaltungsgerichts 
vom 9. August 1956, Gewerbearchiv 1955/56 S. 202) 
gilt dies nur für solche Gegenstände, deren Vertrieb 
auf dem Wochenmarkt schon bei Inkrafttreten der 
Gewerbeordnung im Jahre 1869 der Ortsgewohnheit 
entsprach. Die Vorschrift des § 66 Abs. 2 GewO 
war aber seit vielen Jahrzehnten, besonders in der 
Zeit nach dem Jahre 1945, für viele Wochenmärkte 
dahin ausgelegt worden, daß auch noch Inkraft- 
treten der Gewerbeordnung entsprechend Orts- 
gewohnheit und Bedürfnis der Kreis der Wochen- 
marktartikel erweitert werden könne. Mit dem oben 
erwähnten Urteil des Bundesverwaltungsgerichts 


sind viele Erweiterungen des Kreises der Wochen- 
marktartikel — vorbehaltlich der Lage des Einzel- 
falls — in ihrer Geltung zweifelhaft geworden. In 
den betroffenen Gemeinden hat dies zu Schwierig- 
keiten geführt, da ein Teil der Marktbehörden mit 
Rücksicht auf das erwähnte Urteil des Bundesver- 
waltungsgerichtes Bedenken hat, das Feilbieten der 
zusätzlichen Wochenmarktartikel weiterhin zuzu- 
lassen. Um die hierdurch entstandene Rechts- 
unsicherheit sowohl für die Markthändler als auch 
für die Verwaltung zu beseitigen, ist es notwendig, 
die in § 66 Abs. 2 enthaltene Ermächtigung neu zu 
fassen. Die zuständige Behörde soll die Möglichkeit 
haben, in den hier in Frage kommenden Fällen das 
Wochenmarktsortiment entsprechend der wirtschaft- 
lichen Entwicklung den örtlichen Bedürfnissen der 
Marktbesucher anzupassen. Hierbei kann auf 
moderne Formen des Warenangebots Rücksicht 
genommen werden. Auch dieser Entscheidung über 
die Erweiterung des Warenkreises der Wochen- 
märkte kommt eine wesentliche wirtschaftliche Be- 
deutung zu, die eine sorgfältige Vorbereitung durch 
Anhörung interessierter Stellen, wie z. B. der Indu- 
strie- und Handelskammern sowie der Verbraucher- 
und anderer Verbände, erforderlich macht. 

Zu Nummer 4 

Für Spezialmärkte, also für Märkte, die bei beson- 
deren Gelegenheiten oder für bestimmte Gattungen 
von Gegenständen abgehalten werden, gilt nach 
§ 70 Abs. 1 GewO Landesrecht. Die Frage, ob in 
den Fällen, in denen landesrechtliche Vorschriften 
(Anordnungen) nicht bestehen, die Vorschriften des 
Titels IV subsidiär gelten, wurde in der Rechtspre- 
chung und Literatur weitgehend bejaht; durch eine 
neuere gegenteilige Entscheidung sind jedoch Zwei- 
fel entstanden. Dies hat in der Praxis zu Schwierig- 
keiten geführt. Ohne die Bestimmung des einzu- 
fügenden Satzes 2 würde es in einer Reihe von Fäl- 
len den Trägern von Spezialmärkten nicht möglich 
sein, für diese die Rechtstellung eines öffentlichen 
Marktes zu erreichen. Mit Rücksicht auf den Charak- 
ter der Spezialmärkte erscheint jedoch eine Be- 
schränkung der subsidiären Geltung auf die §§ 65, 
68 und 69 als zweckmäßig. 

Zu Artikel II 

Die Ubergangsvorschrift in Artikel II Abs. 1 dient 
vor allem der Vermeidung unnötiger Verwaltungs- 
arbeit. Es soll vermieden werden, daß die Märkte, 
die auf Grund einer Festsetzung nach bisherigem 
Recht — ohne Regelung der Platzfrage — abgehal- 
ten werden, wegen der nach der Neuregelung nun- 
mehr notwendig werdenden Einbeziehung des 
Marktplatzes in die Festsetzung neu festgesetzt 
werden müßten. 

Absatz 2 dient gleichfalls der Vermeidung von 
Übergangsschwierigkeiten, insbesondere aber auch 
der Erhaltung der Kontinuität der beim Inkrafttreten 
dieses Gesetzes gegebenen Marktverhältnisse. 

Zu Artikel V 

Der Vorbereitung der Durchführung der neuen Vor- 
schriften soll die vorgesehene Frist von einem 
Monat zwischen der Verkündung und dem Inkraft- 
treten des Gesetzes dienen. 


4 



Deutscher Bundestag — ■ 5. Wahlperiode 


Drucksache V/2071 


Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1 . Präambel 

Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bun- 
desrates das folgende Gesetz beschlossen:" 

Begründung 

Die Gesetze zur Änderung der Gewerbeordnung 
sind als zustimmungsbedürftige Gesetze verkün- 
det worden, so auch das Gesetz zur Änderung 
der Titel I bis IV, VII und X der Gewerbeord- 
nung vom 29. September 1953 (Bundesgesetz- 
blatt I S, 1459). Deswegen bedürfen nach der 
ständigen Praxis des Bundesrates auch die späte- 
ren Änderungen seiner Zustimmung. 

2. Artikel I Nr. 1 

a) Das Semikolon ist durch einen Punkt zu er- 
setzen und wie folgt fortzufahren: „In drin- 
genden Fällen . . 

Begründung 
Redaktionelle Verbesserung. 

b) ln Satz 1 Halbsatz 2 sind die Worte „untere 
Verwaltungsbehörde" durch die Worte „zu- 
ständige Behörde" zu ersetzen. 

Begründung 

Insbesondere im Hinblick darauf, daß der Be- 
hördenaufbau in den Bundesländern unter- 
schiedlich ist, muß die Bestimmung der zustän- 
digen Behörden grundsätzlich in vollem Um- 
fang den Ländern überlassen bleiben. Für den 
Vollzug des neuen § 65 Äbs. 1 Satz 1 Halb- 
satz 2 GewO ist dies besonders deshalb not- 
wendig, weil der vorgesehene § 65 Äbs. 3 
Nr. 1 (Ärtikel I Nr. 2 des Entwurfs) den Lan- 
desregierungen uneingeschränkt die wichti- 
gere Befugnis zur Bestimmung der für die 
Festsetzung des Marktes zuständigen Behör- 
den einräumt. Ändernfalls wäre es beispiels- 
weise denkbar, daß die Landesregierung bzw. 
die oberste Landesbehörde etwa die Ge- 
meinde als Festsetzungsbehörde für Wochen- 
märkte bestimmt, das Landratsamt aber die 
für die Zulassung von Abweichungen nach 
§ 65 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2 zuständige Be- 
hörde ist. Geht man von der Auffassung aus, 
daß auf Grund von § 155 Äbs. 2 GewO keine 
sachlich abweichende Regelung erlassen wer- 
den kann, wo nach dem landesrechtlichen 
Verwaltungsaufbau die Zuständigkeiten ein- 
deutig festliegen und bundesrechtlich ein- 
deutig in Verbindung hiermit festgelegt sind, 
so kann auch über diese Vorschrift nicht ge- 
holfen werden. 


c) ln Absatz 1 ist der letzte Satz „Der Markt- 
berechtigte . . . abzuhalten." durch folgenden 
Satz zu ersetzen: „Die Festsetzung bindet den 
Träger des Marktes." 

Begründung 

In Rechtsprechung und Literatur ist klarge- 
stellt, daß unter Festsetzung der Zahl im 
Sinne des § 65 Äbs. 1 GewO nicht nur die Ge- 
stattung, den Markt abzuhalten, zu verstehen 
ist, sondern auch die Aufhebung des Marktes; 
die Nebeneinanderstellung von Festsetzung 
und Aufhebung, wie sie sich etwa in Absatz 4 
der Begründung zu Artikel I Nr. 1 findet, ist 
unzutreffend. Dies berücksichtigt die Fassung 
der Regierungsvorlage nicht. 


3. Artikel I Nr. 2 

In § 65 Abs. 3 ist die Nummer 1 wie folgt zu 
fassen: 

„1. die für die Festsetzung nach Absatz 1 Satz 1 
und die Zulassung von Abweichungen nach 
Absatz 1 Satz 2 zuständigen Behörden be- 
stimmen und". 

Begründung 

Folge des Vorschlags zu Nummer 2 b). 


4. Artikel I Nr. 2 und 3 

Die Worte „nachgeordnete Behörden" sind durch 
die Worte „andere Behörden" zu ersetzen. 

Begründung 

Die Änderung soll einen Eingriff des Bundes- 
gesetzgebers in die Dispositionsfreiheit der Län- 
der verhindern. 

5. Artikel II 

Absatz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Märkte, die auf Grund einer Festsetzung 
aus der Zeit vor dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes abgehalten werden müssen, gelten für den 
Platz als festgesetzt, der bei der letzten Markt- 
veranstaltung vor Inkrafttreten dieses Gesetzes 
für die regelmäßige Abhaltung des Marktes be- 
stimmt war." 

Begründung 

Auf Festsetzungen „ohne nähere Bestimmung des 
Platzes" kann nicht abgestellt werden, weil es 
keine Märkte gibt, die mit „näherer Bestimmung 
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des Platzes" festgesetzt worden sind. Auch nach 
der Rechtsprechung, die für die Entstehung eines 
Marktes im Sinne des Titels IV der Gewerbe- 
ordnung eine hoheitliche Festlegung des Markt- 
platzes in der Marktordnung fordert, ist es un- 
streitig, daß die Festlegung des Platzes nicht Teil 
der Festsetzung im Sinne des § 65 GewO ist. 
Ferner läßt die Regierungsvorlage auch in Arti- 
kel II den Umstand unberücksichtigt, daß die 
Aufhebung des Marktes ein Unterfall der Fest- 
setzung im Sinne des § 65 GewO ist. Schließlich 
trägt Artikel II den Fällen nicht Rechnung, in 
denen der für die Marktveranstaltungen regel- 
mäßig vorgesehene Platz vor Inkrafttreten des 
Änderungsgesetzes verlegt wurde und etwa erst 
eine einzige Veranstaltung auf ihm stattgefunden 
hat. In diesen Fällen kann der neue Marktplatz 
nicht als Platz bezeichnet werden, „an dem der 
Markt letztmals vor Inkrafttreten dieses Geset- 
zes regelmäßig abgehalten wurde". 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Die Bundesregierung erhebt gegen die Änderungs- 
vorschläge zu 2 a), 2 b), 3, 4 und 5 keine Einwendun- 
gen. Zu den übrigen Änderungsvorschlägen wird 
folgendes bemerkt: 

Zu Nummer 1 

Der Änsicht des Bundesrates, daß der Entwurf seiner 
Zustimmung bedürfe, kann nicht zugestimmt werden. 
Die Bundesregierung vertritt in ständiger Praxis die 
Auffassung, daß die Änderung eines Zustimmungs- 
gesetzes nur dann der Zustimmung des Bundesrates 
bedarf, wenn durch das Änderungsgesetz Vorschrif- 
ten geändert werden, die die Zustimmungsbedürftig- 
keit des ursprünglichen Gesetzes begründet haben. 
Diese Voraussetzungen sind hier nicht erfüllt. 

Zu Nummer 2 c) 

Dem Vorschlag wird mit der Maßgabe zugestimmt, 
daß die Worte „den Träger des Marktes" durch die 
Worte „den Marktberechtigten" ersetzt werden. Der 
Träger und Veranstalter des Marktes wird in dem 
von den vorgesehenen Änderungen nicht berührten 
Absatz 2 des § 65 als „Marktberechtigter" bezeich- 
net. Für den gleichen Begriff aber sollten in § 65 
nicht zwei verschiedene Bezeichnungen verwendet 
werden. 
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